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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Gesundheitswesen 
(11. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zum Ratsbeschluß der Organisation für Wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) vom 19. Juli 1966 
über die Annahme von Strahlenschutznormen für Uhren mit 
radioaktiven Leuchtfarben 

— Drucksache V/3539 — 


A. Bericht der Abgeordneten Frau Dr. Heuser 


Der obige Gesetzentwurf wurde in der 201. Sit- 
zung des Deutschen Bundestages am 4. Dezember 
1968 dem Ausschuß für Gesundheitswesen federfüh- 
rend und dem Ausschuß für Wissenschaft, Kultur- 
politik und Publizistik zur Mitberatung überwiesen. 
Der Ausschuß für Wissenschaft, Kulturpolitik und 
Publizistik hat in seiner Sitzung am 16. Januar 1969 
beschlossen, dom federführenden Ausschuß zu emp- 
fehlen, der Vorlage unverändert zuzustimmen. 

Hier muß zunächst bemerkt werden, daß der Rats- 
beschluß über die Annahme von Strahlenschutz- 
normen für Uhren mit radioaktiven Leuchtfarben 
auf Drucksache V/3539 eine nicht geringe Zahl von 
Druck- und Schreibfehlern enthielt. Von der Bundes- 
regierung wurden diese Fehler in einer Ergänzungs- 
vorlage korrigiert, die dem Ausschuß bei seiner Be- 
schlußfassung vorlag. 

Der Ausschuß für Gesundheitswesen empfiehlt die 
Annahme dieses Gesetzes, bei dem es sich um ein 
Ratifikationsgesetz zu dem genannten Ratsbeschluß 
handelt, und zwar unter Bezugnahme auf die von 
der Bundesregierung vorgelegten Begründung. 

Der Bundesrat hat vorgeschlagen, die Eingangs- 
worte wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen:". 

Zur Begründung wurde darauf hingewiesen, daß 
durch Artikel 2 das Gesetz über die friedliche Ver- 


wendung d_er Kernenergie und den Schutz gegen 
ihre Gefahren vom 23. Dezember 1959 geändert 
werden solle. Dieses Gesetz sei als zustimmungs- 
bedürftiges Gesetz verkündet worden, woraus sich 
nach ständiger Rechtsauffassung des Bundesrates 
die Zustimmungsbedürftigkeit zur Änderung dieses 
Gesetzes ergebe. 

Der Ausschuß ist diesem Vorschlag nicht ge- 
folgt. Auch die Bundesregierung glaubt, diesem Vor- 
schlag nicht folgen zu sollen. Der Ausschuß ist mit 
der Bundesregierung der Meinung, die er auch be- 
reits in mehreren Änderungsgesetzen zum Ausdruck 
gebracht hat, daß die Änderung eines zustimmungs- 
bedürftigen Gesetzes nur dann der Zustimmung be- 
dürfe, wenn durch das Änderungsgesetz Vorschrif- 
ten geändert werden, die in dem ursprünglichen Ge- 
setz die Zustimmungsbedürftigkeit des Bundesrates 
begründet haben. Nach Auffassung der Bundes- 
regierung und des Ausschusses sind diese Voraus- 
setzungen hier nicht gegeben. 

Da zwischenzeitlich das Einführungsgesetz zum 
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten in Kraft getre- 
ten ist, müssen in Artikel 2 die Worte „Artikel 3 
des Siebenten Strafrechtsänderungsgesetzes vom 
1. Juni 1964 (Bundesgesetzbl. I S. 337)" durch die 
Worte „Artikel 78 des Einführungsgesetzes zum 
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten (EGOWiG) vom 
24. Mai 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 503)" ersetzt wer- 
den. 
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Letztlich hat der Ausschuß einer Anregung des 
Bundesrates folgend und in Übereinstimmung mit 
der Stellungnahme der Bundesregierung beschlos- 
sen, in Artikel 2 der Nummer 4 folgenden Wortlaut 
zu geben: 

„4. daß radioaktive Stoffe in bestimmter Art und 
Weise nicht verwendet werden dürfen, so- 


weit das Verbot zur Durchsetzung von Be- 
schlüssen internationaler Organisationen, 
deren Mitglied die Bundesrepublik Deutsch- 
land ist, erforderlich ist." 

Zur Begründung darf insoweit auf die Stellung- 
nahme der Bundesregierung verwiesen werden. 


Bonn, 25. April 1969 


Frau Dr. Heuser 

Berichterstatterin 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/3539 — anzu- 
nehmen mit der Maßgabe, daß Artikel 2 folgende 
Fassung erhält: 

„Artikel 2 

§ 11 Abs. 1 des Gesetzes über die friedliche Ver- 
wendung der Kernenergie und den Schutz gegen 
ihre Gefahren vom 23. Dezember 1959 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 814), zuletzt geändert durch Artikel 


78 des Einführungsgesetzes zum Gesetz über Ord- 
nungswidrigkeiten (EGOWiG) vom 24. Mai 1968 
(Bundesgesetzbl. I S. 503), wird durch folgende 
Nummer 4 ergänzt: 

„4. daß radioaktive Stoffe in bestimmter Art und 
Weise nicht verwendet werden dürfen, soweit 
das Verbot zur Durchsetzung von Beschlüs- 
sen internationaler Organisationen, deren 
Mitglied die Bundesrepublik Deutschland ist, 
erforderlich ist." 


Bonn, 25. April 1969 


Der Ausschuß für 

Dr. Jungmann 

Stellv. Vorsitzender 


Gesundheitswesen 

Frau Dr. Heuser 

Berichterstatterin 
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